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sondere ist die dienstliche Stellung des Vorge setz-
ten zu achten . Schließlich hat sich ein Soldat »so zu
verhalten, dass er das Ansehen der Bunde swehr
o der die Achtung und das Vertrauen, die seine
dienstliche Stellung erfordert, nicht ernsthaft b e-
einträchtigt« ( § 1 7 Ab s . 2 S atz 2 S G) , als Vorgesetzter
soll er »in seiner Haltung und Pflichterfüllung ein
B eispiel geb en« ( § 1 0 Ab s . 1 S G) .

D as Truppendienstgericht hat diese Regelun-
gen, die die Meinungsfreiheit in dem durch Art. 1 7 a
Ab s . 1 GG erfassten Sonderstatu sverhältnis ein-
schränken, mit Blick auf die Sicherung und Erhal-
tung der Funktionsfähigkeit der Bunde swehr aus-
gelegt. D as Gericht ist davon au sgegangen, dass der
B e schwerdeführer gegen seine Pflicht zur Zurück-
haltung bei seinen Äußerungen verstoßen hab e
und dass dies dazu führen könne , seine Autorität zu
untergraben und seine Loyalität in Frage zu stellen .
Die Äußerungen des B eschwerdeführers , in denen
er den deutschen Generälen j egliches Ehrgefühl,
Rechts- und Moralbewu sstsein ab spreche , würden
die Würde der Kameraden, zu denen auch die Ge-
neräle zählten, herab setzen . Die s sei geeignet, den

B etroffenen dem Spott anderer auszusetzen und
ihn zum Obj ekt de s Vergnügens anderer werden zu
lassen; der militärische Zusammenhalt, mithin das
gegenseitige Vertrauen und die B ereitschaft zum
gegenseitigen Einstehen, könnten dadurch gefähr-
det werden . D arüb er hinaus hab e der B e schwerde-
führer gegen seine ge setzliche Verpflichtung, die
dienstliche Autorität seiner Vorge setzten zu wah-
ren, verstoßen, da die gewählten Formulierungen
j egliche sachliche Kritik überschritten . D er Schutz
der Autorität der Vorge setzten sei für die innere
Ordnung der Bunde swehr erforderlich . Die se Ab-
wägung ist von Verfassungs wegen nicht zu b ean-
standen . E s ist nicht zu verkennen, dass die gewähl-
te Form der Meinungsäußerung, insb esondere mit
ihren persönlichen Angriffen, geeignet war, die
Funktionsfähigkeit der Bundeswehr empfindlich
zu stören . D as Grundrecht der freien Meinungsäu-
ßerung wird in seiner grundsätzlichen B edeutung
offensichtlich nicht verletzt, wenn derartige s Vor-
gehen nicht zugelassen, sondern als Dienstverge-
hen b ewertet wird .

Diese Entscheidung ist unanfechtb ar.
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Jürgen Rose

»Maul halten und wegtreten! «
Wie das Bundesverfassungsgericht dem Leitbild
vom »Staatsbürger in Uniform« einen B ärendienst erweist

ie Lüge gleichsam zur Staatsdoktrin erho-
b en hat die politisch herrschende Klasse

der B erliner Republik, indem sie unb elehrb ar die
von Gerhard Schrö der et. al . in die Welt ge setzte Le-
gende prop agiert, D eutschland hätte das völker-
rechtliche Verbrechen gegen den Irak und seine
Menschen, das im Jahre 2 0 0 3 seinen Ausgang
nahm und bis zum heutigen Tage andauert, weder
unterstützt no ch sich daran gar b eteiligt. In der
Antwort auf eine Kleine Anfrage der Fraktion DIE
LINKE (D eutscher Bunde stag, Drucksache 1 6/
472 6) vom 2 0 . M ärz 2 0 07 nämlich lässt der Parla-
mentarische Staatsekretär im Bunde sministerium
der Verteidigung, Thomas Ko ssendey, kaltschnäu-
zig verlauten : »Die Bunde sregierung widerspricht
der in der Vorb emerkung der Frage steller implizit
enthaltenen B ehauptung, die Bundeswehr hab e

>
Unterstützungsleistungen für den völkerrechts-

widrigen Irak-Krieg
<

erbracht. Die Bundesregie-
rung hat mehrmals klargestellt, dass die entspre-
chenden Einschätzungen des Bunde sverwaltungs-
gerichts (vgl . BVerwG NZWehrr 2 0 0 5 , 2 5 4) Fragen
betreffen, die von Völkerrechtlern unterschiedlich
beantwortet werden (siehe z . B . Bundestagsdruck-
sache 1 6/ 1 9 2 1 Seite 3 ) . «

D ass an der Völkerrechtswidrigkeit des anglo-
amerikanischen Aggre ssionskriege s gegen den
Irak inde s nach herrschender juristischer Lehre
keinerlei Zweifel mehr b estehen, wird somit wei-
terhin geradezu autistisch ignoriert und geleugnet.
Solch von der Arroganz der Macht durchtränkte At-
titüde garantiert, dass auch fürderhin nicht ein ein-
ziger der verantwortlichen Politiker hierzulande
und auch keiner der ihnen in blindem Gehorsam
ergebenen Militärs in irgendeiner Weise für den
Völkerrechts- und Verfassungsbruch zur Rechen-
schaft gezogen wird .

Unüb ersehb ar illustriert zugleich der für j eden
auch nur mit einem Mindestmaß an demokrati-
schem B ewusstsein ausge statteten Zeitgeno ssen
schlechterdings nicht mehr nachzuvollziehende
Umgang der staatlichen Exekutive mit dem immer-
hin von einem hö chsten Bunde sgericht gefällten
Urteil, wie niedrig mittlerweile die Sonne der poli-
tischen Kultur in unserem Lande steht. D enn in j en-
em das Prädikat »Jahrhundert-Urteil« verdienen-
den Richterspruch vom 2 1 . Juni 2 0 0 5 hatte das
Bunde sverwaltungsgericht (BVerwG) in Leipzig
unmissverständlich klargelegt : »Gegen die von den
Regierungen der USA und des UK am 2 0 . März 2 0 0 3
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eingeleiteten offensiven militärischen Kampf-
handlungen gegen den Irak be standen b ereits da-
mals gravierende rechtliche B edenken im Hinblick
auf das Gewaltverb ot der UN-Charta und das sonsti-
ge geltende Völkerrecht. « Und , so das Gericht wei-
ter: »Im Zusammenhang mit diesem Krieg erbrach-
te die Regierung der Bundesrepublik D eutschland
konkrete Unterstützungsleistungen zugunsten der
Streitkräfte der USA und des UK, die eb enfalls gra-
vierenden völkerrechtlichen B edenken ausge setzt
waren . « Schwarz auf weiß hatten die Bunde sver-
waltungsrichter der Bundesregierung und ihren
militärisch Helfershelfern in den Reihen der Bun-
de swehr ins Stammbuch ge schrieb en : »Die B eteili-
gung an einem völkerrechtlichen D elikt ist selb st
ein völkerrechtliches D elikt« .

Schützenhilfe b ei ihrem schändlichen, j ede
Rechtsvorstellung verhöhnenden Treiben erhält
die Bundesregierung seitens der Generalbunde s-
anwaltschaft, einer dem Bunde sministerium der

Justiz nachgeordneten und weisungsgebundenen
B ehörde . Habituell abgeschmettert wurden und
werden dortselb st nämlich sämtliche Strafanzei-
gen, die von verfassungstreuen BürgerInnen we-
gen der grundgesetzwidrigen Unterstützung des
vom Zaun gebro chenen Angriffskriege s gegen die
politischen Entscheidungsträger in B erlin erstattet
worden waren . Die von der Bunde sanwaltschaft in
Person der Oberstaatsanwältin b eim Bunde sge-
richtshof Schübel mit Schreib en vom 3 . August
2 0 0 6 übermittelte B egründung für diese Verfah-
rensweise ist geeignet, j edem des logischen D en-
kens Mächtigen die Sprache zu verschlagen : »Nach
dem eindeutigen Wortlaut de s § 8 0 Ab s . 1 StGB ist
nur die Vorb ereitung eine s Angriffskriege s und
nicht der Angriffskrieg selb st strafb ar, so dass auch
die B eteiligung an einem von anderen vorbereite-
ten Angriffskrieg nicht darunter fällt. Ein Analo-
gieschluss dahingehend , dass dann, wenn schon
die Vorb ereitung eines Angriffskrieges strafb ar ist,
dies erst recht für dessen Durchführung gelten
müsse , ist im Strafrecht unzulässig . Art. 1 0 3 Ab s . 2
GG verbietet die Anwendung einer Strafvorschrift
üb er ihren eindeutigen Wortlaut hinaus . « D em an-
ge sichts die ser Einlassungen aufkeimenden Ver-
dacht einer Rechtsbeugung könnte der Umstand
Vorschub leisten, dass der vom Bunde stag einge-
setzte Sonderausschuss für die Strafrechtsreform,
auf de ssen Wirken hin der genannte § 8 0 üb er-
haupt erst seinen Eingang ins Strafgesetzbuch
fand , im Jahre 1 9 68 in seinem schriftlichen B ericht
expre ssis verbis das Gegenteil zu Protokoll gege-
b en hatte , nämlich : » § 8 0 umfaßt nicht nur, wie der
Wortlaut etwa annehmen lassen könnte , den Fall
der Vorb ereitung eine s Angriffskriege s, sondern
erst recht den der Auslö sung eines solchen Krie-
ge s« (D eutscher Bunde stag, Drucksache V/2 8 60) .
Im Hinblick auf die vom Generalbunde sanwalt er-
brachte solitäre Spitzenleistung juristischer Rabu-
listik merkt der Professor am Freiburger Max-

Planck-Institut für ausländisches und internationa-
le s Strafrecht, Jörg Arnold , sarkastisch an : » § 8 0
StGB ist eine Vorschrift der Straflo sigkeit der Füh-
rung eine s Angriffskriege s und der B eihilfe zum
Angriffskrieg . «

Unüb ersehb ar also klafft eine scheunentorgro-
ße Lücke im gegen die Wiedererstehung j enes ver-
brecherischen Militarismus früherer Zeiten errich-
teten bundesrepublikanischen Normenb ollwerk.
D ass auch die Bunde sregierung die se Lücke klar er-
kannt hat, ergibt sich au s der Antwort des Parla-
mentarischen Staatssekretärs im Bundesministeri-
um der Justiz, Alfred Hartenb ach, vom 2 2 . März
2 0 0 6 auf eine entsprechende Anfrage des Abgeord-
neten Rolf Mützenich (SPD) . Im Hinblick auf das
völkerrechtlich normierte Gewaltverb ot vertritt
die Bunde sregierung nämlich die Auffassung, dass
» [ d ] ie UN-Charta ein . . . Gewaltverb ot, ab er keine
Verpflichtung der UN-Mitgliedstaaten [ enthält ] ,
Verstöße dagegen im innerstaatlichen Recht unter
Strafe zu stellen . D er Tatbe stand de s Verbrechens
der Aggression wurde bisher völkerrechtlich nicht
definiert. Die Mitgliedstaaten hab en daher keine
Verpflichtung der Umsetzung in innerstaatliche s
Recht. « Auf die insistierende Nachfrage , ob denn
die Bunde sregierung angesichts die ser S achlage
die Notwendigkeit sehe , den § 8 0 StGB zu präzisie-
ren, fällt die Antwort des Staatssekretärs Harten-
b ach, gelinde formuliert, lakonisch aus : »Nein . « Wo-
raus denn zu folgern ist, dass die Bundesregierung
an ihrer seit dem Sündenfall de s so genannten Ko-
sovo-Kriege s im Jahre 1 9 9 9 geübten Praxis de s Völ-
kerrechts- und Verfassungsbruchs in Gestalt der
B eteiligung an multinational geführten Angriffs-
kriegen sowie der Unterstützung derselben augen-
scheinlich unb eirrt festzuhalten gedenkt.

Inde s ist ein derart skandalö se s System organi-
sierter Regierungskriminalität mit dem Anspruch
eines sich selb st zivilisiert nennenden demokrati-
schen Staatwe sens schlechterdings unvereinb ar.
Die s muss selb stredend gerade auch für j ene Staats-
bürgerInnen gelten, die mit ihrem Diensteid ge-
schworen hab en, »das Recht und die Freiheit de s
deutschen Volkes tapfer zu verteidigen« , nicht aber
j ene s mit Soldatenstiefeln in den Staub zu treten .
Was also blieb andere s übrig, als die Drahtzieher
de s Völkerrechts- und Verfassungsbruchs gemein-
sam mit ihren willfährigen Helfern im Generals-
ro ck frontal zu attackieren, um in letzter Instanz ei-
ne Klärung der strittigen Problematik auf hö chst-
richterlicher Eb ene herb eizuführen?

Die s waghalsige Unternehmen nahm denn un-
ter dem Rubrum »Geist und Ungeist der Generali-
tät« in der Zeitschrift » O ssietzky« , Ausgab e 1 1 /
2 0 0 6 , seinen Anfang . Die in der Folge inkriminier-
ten Kernsätze der dort gegen die Goldb etre ssten
erhob enen Anklage lauteten : »D ass die Generalität
aufgrund intellektueller Insuffizienz nicht hatte er-
kennen können, was da vor sich ging, wird man mit
Fug und Recht ausschließen dürfen . . . . D a Dumm-
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heit ergo auszuschließen ist, bleibt nur no ch die
zweite Alternative zur Erklärung − und die lautet :
Opportunismus , Feigheit, Skrupello sigkeit. . . . Hät-
te die deutsche Generalität auch nur einen Funken
Ehrgefühl sowie Rechts- und Moralb ewusstsein im
Leib e , so hätte der Generalinspekteur im Verein
mit seinen Teilstreitkraftinspekteuren sich gewei-
gert, den völkerrechts- und verfassungswidrigen
Ordre s der rot-grünen Bundesregierung Folge zu
leisten . . . « Ein Disziplinarverfahren durch mehrere
Instanzen der militärischen Sondergerichtsb ar-
keit, das mit der B estätigung der von einem der
selb st betroffenen Generäle verhängten Diszipli-
narbuße in Höhe von 75 0 Euro endete , war die
nicht unerwartete Folge . Die s wiederum eröffnete
den Weg nach Karlsruhe , zum Bunde sverfassungs-
gericht (BVerfG) , wo die Verletzung de s in Artikel 5
des Grundge setzes garantierten Grundrechts auf
Freiheit der Meinungsäußerung gerügt wurde .
D ort hat am 2 8 . April 2 0 07 die 3 . Kammer des 2 . Se-
nats , b esetzt mit dem Richter Broß, der Richterin
O sterloh und dem Richter Mellinghoff b eschlo s-
sen, die eingereichte Verfassungsb eschwerde
nicht zur Entscheidung anzunehmen . Die achtseiti-
ge B egründung de s B eschlusse s (abgedruckt in
diesem Heft a uf den Seiten 28ff.) wirft indes eine
Reihe b edeutsamer Fragen auf.

Funktionsfähigkeit der Bundeswehr über alles

Um das Po sitive vorwegzunehmen : Erstens , so die
Verfassungsrichter, sei − anders als vom Truppen-
dienstgericht in München angenommen, gegen
dessen Urteil sich die Verfassungsb eschwerde rich-
tete , − die Menschenwürde der attackierten Gene-
ralität durch den inkriminierten »O ssietzky«-B ei-
trag nicht angetastet worden . Und zweitens hande-
le es sich b ei den b eanstandeten Äußerungen auch
nicht um eine unzulässige Schmähkritik. Diese B e-
wertung des BVerfG stellt immerhin einen b eacht-
lichen Teilerfolg dar. D enn j eder zivile Staatsbürger
und j ede zivile Staatsbürgerin darf demnach unb e-
schadet kundtun, dass die Bundeswehrgeneralität
opportunistisch, feige und skrupello s gehandelt
hab e , als sie die ihnen unterstellten Soldaten zur
Unterstützung de s Irak-Kriegs b efahlen . Und auch,
dass Generalinspekteur und Teilstreitkraftinspek-
teure sich hätten weigern mü ssen, den völker-
rechts- und verfassungswidrigen Ordre s der rot-
grünen Bunde sregierung Folge zu leisten, wenn sie
denn auch nur einen Funken Ehrgefühl sowie
Rechts- und Moralb ewusstsein im Leib e hätten,
dürfen all j ene sagen, die beruflich nicht das natio-
nale Ehrenkleid tragen . So weit, so gut.

Und do ch so schlecht, denn unge achtet vorste-
hender Erkenntnis billigt das BVerfG der Verfas-
sungsb eschwerde keine »grundsätzliche verfas-
sungsrechtliche B edeutung« zu . Man mag es kaum
glauben: D a bricht eine Bundesregierung tatkräf-
tigst unterstützt von der ob ersten militärischen

Führung in gravierender Weise Völkerrecht sowie
Verfassung und konstituiert damit den Grund für
einen scharf geschliffenen publizistischen Kom-
mentar, der zum Gegenstand einer vor das hö chste
deutsche Gericht getragenen Auseinandersetzung
wird − und dem soll keine »grundsätzliche verfas-
sungsrechtliche B edeutung« zukommen? Und in
der Tat: D as Völkerrechtsverbrechen gegen den
Irak und die hierfür erbrachten Unterstützungs-
leistungen durch die Bunde srepublik D eutschland
sind den Verfassungsrichtern nicht eine Silb e wert.

Statt dessen verengen sie ihren verfassungsjuris-
tischen Fokus ausschließlich aufs Soldatengesetz
und eskamotieren [wegza ubern, verschwinden
lassen − A nm. d. Red. ] sich damit aus der Verlegen-
heit, die inhaltliche B egründung der inkriminier-
ten Passagen aus dem »O ssietzky«-B eitrag mit der
angesichts des in Rede stehenden ungeheuerli-
chen S achverhalts eigentlich geb otenen richterli-
chen Sorgfalt zu erörtern . D as Tückische dab ei : D as
Soldatenge setz unterwirft den Staatsbürger in Uni-
form weitreichenden Einschränkungen seiner
Grundrechte . Schon in früheren Entscheidungen
hat das BVerfG nämlich konstatiert, dass »die Ein-
richtung und Funktionsfähigkeit der Bunde swehr
verfassungsrechtlichen Rang hab en« . D emzufolge
tritt nach Ansicht der 3 . Kammer im vorliegenden
Fall »das Grundrecht der freien Meinungsäuße-
rung . . . dem mit Verfassungsrang ausgestatteten In-
teresse der Bundeswehr an der Wahrung ihrer
Funktionsfähigkeit gegenüb er. « D ass eine Truppe ,
wenn sie denn schon zwangsweise durch j eden
Steuerbürger finanziert wird , ein Minde stmaß an
Einsatzfähigkeit aufweisen sollte , scheint einer-
seits durchau s plau sib el . Andererseits ab er einem
militärischen Gewaltapp arat wie der Bundeswehr,
der im übrigen getreu dem b erühmten Heine-
mann-Po stulat j ederzeit zugunsten einer b e sseren
Alternative in Frage zu stellen ist, seine Funktions-
tüchtigkeit als Quasi-Grundrecht zu garantieren
und mit den fundamentalen Menschen- und Bür-
gerrechten auf ein- und dieselbe Stufe zu stellen,
scheint do ch mehr als disku ssionsb edürftig.

Zudem an die sem Punkt ein durchau s bemer-
kenswerter Dissens in der hö chstrichterlichen
Rechtsprechung aufscheint. D as BVerwG in Leip-
zig nämlich hatte in seinem erwähnten Urteil au s
dem Jahr 2 0 0 5 po stuliert: »die Streitkräfte sind als
Teil der vollziehenden Gewalt ausnahmslo s an
Recht und Ge setz und insb esondere an die Grund-
rechte uneingeschränkt gebunden . D avon können
sie sich nicht unter B erufung auf Gesichtspunkte
der militärischen Zweckmäßigkeit o der Funktions-
fähigkeit freistellen . « D enn, so die Leipziger Bun-
desverwaltungsrichter : »D as Grundgesetz nor-
miert . . . eine B indung der Streitkräfte an die
Grundrechte , nicht j edo ch eine Bindung der
Grundrechte an die Entscheidungen und B edarfs-
lagen der Streitkräfte« . Zwar erkannte auch das
BVerwG das inhärente Sp annungsverhältnis zwi-

M
ei

n
u

n
gs

fr
ei

h
ei

t



3 4

schen der Funktionstüchtigkeit der Bundeswehr
und der Grundrechtegarantie der Soldaten, lö ste
dieses j edo ch viel eleganter mit der Formel von der
»Praktischen Konkordanz« auf, derzufolge die In-
tere ssenwahrung der Streitkräfte so zu erfolgen
hätte , dass die Grundrechte der Soldaten stets ge-
währleistet blieb en .

D agegen klammert sich das Karlsruher BVerfG
an ein im Grunde üb erkommene s, prädemokrati-
sche s Sonderstatusverhältnis , das den Soldaten ge-
rade in Konfliktfällen mit dem Dienstherrn seiner
Grundrechte weitgehend b eraubt und somit zum
Staatsbürger zweiter Klasse degenerieren lässt. D er
Konzeption der »Inneren Führung« mit ihrem kon-
stitutiven Leitbild vom »Staatsbürger in Uniform«
erweisen die Bundesverfassungsrichter damit ei-
nen kaum zu unterschätzenden B ärendienst. D enn
schon herrscht in weiten Teilen der Truppe j ener
b erüchtigte vorauseilende Gehorsam, gespeist aus
militärischem Untertanengeist und Karrierismus .
Im Zweifel wird somit nicht räsoniert, sondern das
Maul gehalten und gehorcht.

Zudem − und die s markiert in der Tat ein als im
Grunde skandalö s zu b ezeichnende s D efizit des
vorliegenden Nichtannahmeb eschlu sse s − defi-
niert das BVerfG die Funktionsfähigkeit der Bun-
de swehr völlig in ab stracto und verortet die se da-
mit de facto im politischen Vakuum . D a muss es zu-
dem als Arab eske am Rande , und eine reichlich
weltfremde dazu , erscheinen, wenn die Verfas-
sungsrichter allen Ernstes auch no ch konstatieren,
es sei »nicht zu verkennen, dass die gewählte Form
der Meinungsäußerung, insb e sondere mit ihren
persönlichen Angriffen, geeignet war, die Funkti-
onsfähigkeit der Bundeswehr empfindlich zu stö-
ren . A la bonheur − da wird dem »O ssietzky« ab er,
um im militärsprachlichen Bilde zu bleib en, eine
publizistische Durchschlagskraft verliehen, die
nicht nur den Herau sgeb er der ehrwürdigen
»Weltbühne« , sondern auch no ch seinen scharfzün-
gigsten Autor, den seligen Kurt Tucholsky, vor
Freude im Grabe rotieren lassen dürfte . Zu dumm
nur, dass in den Reihen der Uniformierten kaum ei-
ner mit dem Namen O ssietzky etwas anzufangen
weiß, geschweige denn diese Schrift dort etwa ge-
lesen (und verstanden) würde .

Abgesehen von solch beckmesserischen Erwä-
gungen : die existentielle Frage in der ge samten
C ausa schlechthin lassen die Verfassungsrichter
völlig außer Acht − nämlich wofür die deutschen
Streitkräfte eigentlich funktionsfähig sein sollen !
D enn gerade im Falle politische und militärische
Entscheidungsträger die Bundeswehr in völker-
rechtlich umstrittene und verfassungsrechtlich
prekäre Einsätze b efehlen, soll und darf sie eb en
gar nicht funktionieren . Hierin b esteht do ch gera-
de die Raison d ' être der vor dem Hintergrund der
ultimativen deutschen Katastrophe de s Zweiten
Weltkriege s und dem desaströ sen Versagen der
Wehrmachtsführung neugegründeten Bunde s-

wehr: dass durch die kategorische Rechtsbindung
der Streitkräfte ein erneuter Missbrauch deut-
schen Militärs zu illegalen, d . h . völkerrechts- und
verfassungswidrigen Zwecken unter allen Umstän-
den ausge schlo ssen werden soll . D e shalb fordert
do ch die Konzeption der Inneren Führung mit ih-
rem Leitbild vom Staatsbürger in Uniform genau
den Soldatentypus , der zwischen Recht und Un-
recht zu unterscheiden versteht und sich im Zwei-
felsfalle rechtswidrigen B efehlen widersetzt. Und
genau au s diesem Grunde pflegt do ch die Bunde s-
wehr die Tradition der Widerstandskämpfer de s
2 0 . Julis 1 9 4 4 , allen voran die de s Ob ersts im Gene-
ralstab Claus Schenk Graf von Stauffenb erg . O der
sollte in der Bundeswehr von heute die altherge-
brachte Maxime de s Prinzen Friedrich Karl von
Preußen in Verge ssenheit geraten sein, der 1 8 60 ei-
nen seiner Maj ore mit den Worten zurechtgewie-
sen hatte : »Herr, dazu hat Sie der König zum Stab s-
offizier gemacht, damit Sie wissen, wann Sie nicht
zu gehorchen hab en« ?

Sich dieser Problematik zu stellen, hat das
BVerfG ganz offensichtlich bewu sst vermieden,
wäre do ch die Scho ckwelle des daraus entsprin-
genden Urteils und der damit verbundenen Konse-
quenzen für die Außen- und Sicherheitspolitik der
B erliner Republik und die betroffenen Akteure
zweifello s gewaltig gewe sen . Ange sichts derartiger
potentieller Verwerfungen hat die Karlsruher Ver-
fassungshüter ganz offensichtlich der Mut verlas-
sen − was wiederum die b eklemmende Frage auf-
wirft, wie es wohl um die Zukunft unserer Verfas-
sung b estellt sein mag, wenn das ultimative aller
Verbrechen, nämlich das de s Angriffskrieges − weil
es nämlich alle anderen Verbrechen in sich birgt
und entfe sselt − von hö chstrichterlicher Seite
stracks ins verfassungspolitische Nirwana expe-
diert wird .

Am emphatischsten vielleicht hat die se Proble-
matik schon vor Jahren der Frankfurter Rechtswis-
senschaftler Andreas Fischer-Le scano auf den
Punkt gebracht, als er konstatierte : »E s ist b efremd-
lich, dass das Bundesverfassungsgericht zwar in al-
lerlei symb olischen Konflikten zu
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aufgerufen sein soll, aber dann, wenn Soldaten viel-
leicht tatsächlich Mörder sind und sich an militäri-
schen Auseinandersetzungen b eteiligen, die even-
tuell völkerrechts- und verfassungswidrig sind , ei-
ne direkte verfassungsrechtliche Klärung an Ver-
fahrensfragen scheitert. Krieg o der Frieden, Frie-
den durch Krieg und das Bunde sverfassungsge-
richt, der Wächter üb er die deutsche Staatsgewalt,
hat nichts zu sagen?«

Diplo m-Pädagoge Jürgen Rose ist Oberstleutnan t
der Bundeswehr. Er ist a us disziplinarrech tlichen
Gründen gezwungen, dara ufh inzuweisen, dass er
in diesem Beitrag n ur seine persö nlichen A uffas-
sungen darlegt.
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